
I. Nachtrag vom 28.11.2013 
zur Satzung über die Erhebung von Zweitwohnungssteuer in der Stadt Gummersbach 

(Zweitwohnungssteuersatzung) vom 01.12.2011  
 

 
Aufgrund des § 7 der Gemeindeordnung für das Land Nordrhein-Westfalen in der Fassung 
der Bekanntmachung vom 14. Juli 1994 (GV NRW S. 666/SGV NRW 2003), zuletzt geändert 
durch das Gesetz vom 16. November 2004 (GV NRW S. 644) in der Fassung der Berichti-
gung vom 06. Januar 2005 (GV NRW S. 15) und der §§ 3 und 20 Abs. 2 Buchst. B. des 
Kommunalabgabengesetzes für das Land Nordrhein-Westfalen (KAG) vom 21. Oktober 1969 
(GV NRW S. 712/SGV NRW 610), zuletzt geändert durch Gesetz vom 04. Mai 2004 (GV 
NRW S. 228) hat der Rat der Stadt Gummersbach in seiner Sitzung vom 28.11.2013 folgen-
de Hundesteuersatzung beschlossen: 
 
 

Artikel 1 
 
§ 9 der Zweitwohnungssteuersatzung erhält folgende neue Fassung: 
 

(1) Ordnungswidrig handelt, wer als Steuerpflichtiger oder bei Wahrnehmung der Ange-
legenheiten eines Steuerpflichtigen vorsätzlich oder leichtfertig 

 
1. über steuerrechtlich erhebliche Tatsachen unrichtige oder unvollständige An-
 gaben macht oder 

 
2.  die Stadt pflichtwidrig über steuerrechtlich erhebliche Tatsachen in Unkenntnis 
 lässt 

 
 und dadurch Steuern verkürzt oder nicht gerechtfertigte Steuervorteile für sich oder 
 einen anderen erlangt. Die Strafbestimmungen bei Vorsatz des § 17 des Kommunal-
 abgabengesetzes bleiben unberührt. 
 

(2) Ordnungswidrig handelt auch, wer vorsätzlich oder leichtfertig 
 

1. Belege ausstellt, die in tatsächlicher Hinsicht unrichtig sind oder 
 
2. der Anzeigepflicht über Innehaben der Zweitwohnung nicht nachkommt oder 

 
3. den Mitteilungspflichten nach § 7 Abs. 2 und 3 nicht nachkommt. 

 
 Zuwiderhandlungen gegen die Anzeigepflichten oder die Mitteilungspflichten nach § 7 
 sind Ordnungswidrigkeiten nach § 20 Abs. 2 des Kommunalabgabengesetzes. 
 
(3) Gemäß § 20 Abs. 3 des Kommunalabgabengesetzes kann eine Ordnungswidrigkeit 

nach Abs. 1 mit einer Geldbuße bis zu 10.000 Euro und eine Ordnungswidrigkeit 
nach Abs. 2 mit einer Geldbuße bis zu 5.000 Euro geahndet werden. 

 
 
 

Artikel 2 
 
Dieser I. Nachtrag zur Zweitwohnungssteuersatzung vom 01.12.2011 tritt zum 01.01.2014 in 
Kraft. 
 
 
 


